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Wir machen unſere Leſer darauf aufmerkſam, daß die Erneuerung des Abonnements 
bei den Poft-Anftalten womöglich bis zum 21. d. Mts. geſchehen muß, wenn fie der regelmäßigen 
Lieferung der einzelnen Nummern verſichert ſein wollen. 


Der König ernennt und entläßt die Miniſter. Solche Verdrehung haben die heimlichen und offe⸗ 
Der König hat das Recht, Krieg zu erklaren. nen Feinde der Verfaſſung bekanntlich bei ſehr vielen Ar⸗ 
Artikel 45 und 48 der Berfaffung. tikeln derſelben, namentlich auch bei den Artikeln 45 und 


48, ſich erlaubt. N 

Der Artikel 45 der Verfaſſung ſtellt feſt, daß der In Beziehung auf Artikel 45 ſagen ſie: die Worte 
König die jedesmaligen Miniſter zu ernennen und, »der König ernennt und entläßt die Miniſter“ bedeuten 
wenn er es für nölhiz hält, fie wieder zu entlaſſen hat. viel mehr, als dieſe Worte an ſich beſagen. Sie ſollen 
Eben ſo beſtimmt der Artikel 48, daß der König das nämlich nicht blos bedeuten, daß Niemand Miniſter wer⸗ 
Recht hat, einen Krieg zu erklären. — Das ſind große den kann, wenn ihn nicht der König dazu ernennt, und 
und ſchwer wiegende Rechte; das Wohl und Wehe des Niemand eher aufhört Miniſter zu Ein, als bis der Kö⸗ 
Landes hängt davon ab, daß von ihnen immer nur ein nig ihn aus ſeinem Amte entläßt. Sie ſollen vielmehr 
weiſer Gebrauch gemacht wird. Darum ſind wohl⸗ auch den Sinn haben, daß keinem Menſchen das Recht 
denkende und einſichtsvolle Männer ſtets darauf bedacht zuſteht, dem Könige zu rathen oder ihn zu bitten, daß 
eweſen, die Verfaſſung ihres Vaterlandes, ſo weit es er um der Wohlfahrt des Landes willen ſein Miniſterium 
Menſchen möglich ift, ſo einzurichten, daß der Einfluß ſo oder anders zuſammenſetzen möge. Am wenigſten dürfte das 
unweiſer Nathgeber zurückgehalten werde, aber weiſe Rath⸗ aber das Abgeordnetenhaus thun, obgleich das Abgeord⸗ 
ſchläge immer ihren Zugang zu den Ohren und den netenhaus gerade dazu da iſt, damit es dem Könige ſage, 
Entſchlüſſen des Monarchen finden können. was wir Alle, die wir das Volk ausmachen, über un⸗ 

Auch bei der Errichtung der preußiſchen Ver⸗ ſere eigenen Angelegenheiten denken. Und es iſt doch 
faſſung iſt dieſe Abſicht erwieſener Maßen vorhanden | gar ſehr unſere eigenſte Angelegenheit, daß der 
geweſen. Sie würde ſonſt auch zu einem offenbaren König nur ſolche Männer zu Miniſtern macht, die auch 
Widerſpruche ſtehen zu „den über allen geſchriebenen den Geiſt und den Sinn des Volkes verſtehen, und die 
Geſetzen ſtehenden Regeln der geſunden Vernunft und de daher auch unſer Vertrauen genießen. Auch verbietet 
Rechts“. Daß ſie aber mit dieſen Regeln ſich wäklich die Verfaſſung keinem Menſchen im Lande und am wenig⸗ 
in Einklang befindet, das bat neulich ſelbſt die Kreuz ſten den Verlretern des Volkes jelbft, ihre Bitten und 
zeitung (Nr. 43) ausdrücklich eingeräumt. Eben jo Rathſchläge in Betreff der Miniſterernennung und Miniſter⸗ 
ausdrücklich fügt fie hinzu, daß die Verfaſſung nach entlaſſung an den König zu richten. Im Gegentheil 
eben dieſen „Regeln der geſunden Vernunft und giebt der Artikel 32 der Verfaſſung jedem Preußen das 
des Rechts“ auch „ausgelegt“ werden müſſe. Trogz⸗ Petitionsrecht, d. h. das Recht der Bitte an die Behörden 
dem erlaubt fie ſelbſt bei jeder Gelegenheit ſich eine Aus- und an den König ſelbſt ohne irgend eine Beſchrän⸗ 
legung, als ob die Verfaſſung überall da, wo ſie nicht kung. Eben ſo unbeſchränkt iſt durch Artikel 81 dem 
in ihren Kram paßt, einen Sinn hätte, der gerade um- | Abgeordnetenhauſe das Recht gegeben, über jeden Gegen⸗ 
gekehrt jedem geſunden Rechtsgefühl und jedem geſun⸗ ſtaud, den es für geeignet hält, dem Könige eine Adreſſe 
den Menſchenberſtande vor den Kopf ſtoßen würde. Dag zu überreichen. Und mehr als das. Das Abgeordneten⸗ 
nennt man aber nicht eine Auslegung, ſondern eine gas hat das Recht der Geldbewilligung u. A. aus dem 
Verdrehung der Verfaſſung. runde bekommen, damit es Gelder, welche unter Um— 


ftänden auch zum Schaden des Landes verwandt werden 
können, nur ſolchen Miniſtern bewilligen ſoll, denen es 
vertraut, daß ſie dieſelben nur zum Nutzen deſſelben 
verwenden werden. Wenn es das Recht, ſolche Gelder 
auch zu verweigern, da nich t gebraucht, wo es daſſelbe 
ebrauchen ſollte, dann verletzt es damit er 
a heiligſte Pflicht. Wenn Einer aber gar fagt, da 
das Abgeordnetenhaus durch die Erfüllung dieſer Pflicht 
dem Könige das Recht der Miniſterernennung und Mini⸗ 
ſterentlaſſung nehmen wolle, ſo iſt das geradezu gegen 
den geſunden Menſchenverſtand und gegen jedes geſunde 
Rechlsgefühl. Dem Abgeordnetenhauſe find feine Rechte 
nur zum Nußen des Landes gegeben worden. Ob 
es dieſem oder jenem Miniſter Geld bewilligen will oder 
nicht, darüber hat es nach ſeiner eigenen Ueberzeugung 
zu entſcheiden. Glaubt die Regierung, daß das Volk 
eine andere Ueberzeugung hat, als das Abgeordnetenhaus, ſo 
muß ſie das Volk durch . Wahlen befragen. 

Mit Einem Worte: Die Verfaſſung erkennt das 
Recht des Königs, die Miniſter zu ernennen und zu 
entlaſſen darum an, weil dem Könige allein auch die 
voͤllziehende Gewalt zuſteht, und weil er dieſe Ge⸗ 
walt nicht auf eine zweckmäßige Weiſe üben kann, wenn 
er zu den Miniſtern nicht das nöthige Vertrauen hat. 
Auß der anderen Seite aber ſind der Volksvertretun 
ihre Rechte unter Anderem (aber nur unter Babes) 
auch darum gegeben, damit der König auf die einzig 

ichere Weiſe erfahren könne, welche Eigenſchaften ein 

iniſter haben muß, um das Vertrauen des Volkes 
zu_befigen. Aus den Männern die dieſe Eigenschaften 
beſitzen, nicht aber aus anderen, ſoll der König nach dem 
Geiſt des konſtitutionellen Staatsrechtes ſich ſelbſt die⸗ 
jenigen auswählen, denen er auch für ſeine Perſon am 
Malen vertrauen zu können glaubt. 

Das und kein anderer iſt der Sinn der angeführten 
Worte des Artikels 45. Nach den „Regeln der geſunden 
Vernunft und des Rechtes“ können ſie nur ſo und nicht 
anders ausgelegt werden. 

Eine ähnliche Verdrehung, wie der Art. 45, muß 
ſich auch der Art. 48 noch alle Tage gefallen laſſen. 
Die Worte: „Der König hat das Recht, Krieg zu er⸗ 
klären“ werden unglaublicher Weiſe ſo ausgelegt, als ob 
der König ohne Weiteres das Recht in Anſpruch nehmen 
könnte, die Noth und die Gefahren eines Kriege über 
das Land zu bringen, ohne der Stimme dieſes Landes 
auch nur das geringſte Gehör zu ſchenken. Auch hier 
ſagen die heimlichen oder offenen Feinde der Verſaſſung 
und des Volkes, daß das Abgeordnetenhaus dem Könige 
das Recht zu Kriegserklärungen nehmen will, wenn es 
in einem beſtimmten Falle ſich weigert, die zu einem 
Kriege 17 85 Abgaben und Anleihen zu bewilligen. 
Natürlich ſo 
König, der ja nach Art. 46 den Oberbefehl über das 
Heer führt, den Krieg nicht anfangen will. Aber er ſoll 
auch nicht angefangen werden, wenn das Volk und 
ſeine Vertreter ihn für ungerecht oder für landes⸗ 
verderblich halten. Das Recht der Geldverweigerung 
iſt den Vertretern des Volkes unter Anderem auch da⸗ 


kein Krieg angefangen werden, wenn der 


rum gegeben worden, damit ſie einen nützliche 
landesverderblichen Krieg 1 ee Daß 
das preußiſche Volk einem Kriege, den das Recht und 
die Ehre des Vaterlandes mit Nothwendigkeit fordert 
ſich nicht zu wiberfegen gewohnt ift, das haben ſchon 
lange vor den Zeiten der Verfaſſung unſere Väter 
im Anfange des Jahres 1813 bewieſen. Damals 
war Napoleon, der grauſame Unterdrücker unſeres 
Volkes, geſchlagen und flüchtig aus Nußland heim⸗ 
gekehrt. Dennoch fieth die nächſte umgebung des 
damaligen Königs, das ſchimpfliche Joch des feind⸗ 
lichen Eroberers noch länger mit Lammsgeduld zu 
tragen. Auch der König zögerte, aber das Volk 
drängte und trieb mit ſolchem heiligen Eifer, daß der 
König endlich nachgab und den Krieg erklärte. Dieſer 
Krieg wurde dann mit ſiegreichem Erfolge gegen den 
noch immer übermächtigen Feind geführt, weil es eben 
ein vom Volke gewollter Krieg war. Ein Krieg aber, 
den das Volk nicht will, ein Krieg, der wohl gar einer 
volks⸗ und verfaſſungsfeindlichen Partei zu Liebe geführt 
werden ſoll, ein ſolcher Krieg muß zum Verderben des 
Landes und der Krone ausſchlagen. Einen folchen Krieg 
zu verhindern müſſen die Vertreter des Volkes das 
Recht und die Macht haben. Das lehrt die „geſunde 
Vernunft“, und das lehren ganz eben ſo die Worte und 
der Sinn unſerer Verfaſſung. j 

In der That iſt es die ungeheuerſte Zumuthung, die 
einem Volke gemacht werden kann, daß alle Schrecken 
des Krieges über ein Land ſollen heraufbeſchworen 
werden können, gegen oder auch nur ohne den Willen 
des Volkes und feiner verfaſſungsmäßigen Vertreter. 
Wie ein großer, das ange Volk in Anſpruch nehmen» 
der Krieg in der Wirklichkeit ausſieht, das haben mit 
eigenen Augen freilich nur unſere Greiſe geſehen. 
Aber auch wir wiſſen, daß er unſer Geld und unſer 
Gut, daß er unſer Blut und das Blut unſerer Söhne 
und Brüder koſtet. Wir wiſſen, daß der Krieg, wenn 
er nicht mit einem Glücke geführt wird, auf das man 
niemals im Voraus mit Gewißheit rechnen darf, die 
Saaten zertritt und Dörfer und Städte in Aſche legt 
und daß er a Noth und jahrelanges Elend über 
das ganze Land bringen kann. Ja, wir wiſſen, daß ein 
ungerecht begonnener und ungeſchickt geführter Krieg 
den Thron umſtürzen und das ganze Land in die Knecht⸗ 
j6aft der Feinde bringen kann. Darum ſoll dem Geiſte 
er Verfaſſung gemäß kein Krieg angefangen werden, 
zu welchem unſere freierwählten Vertreter die nöthigen 
Mittel nicht bewilligt haben und nicht bewilligen wollen. 


Politiſche Wochenſchau. 

Die Wichtigkeit der Verhandlungen un ſerer Volksver⸗ 
tretung hat uns ſeit mehreren Wochen in die Lage verſetzt, 
die Vorgänge in den außerpreußiſchen Staaten nur aus⸗ 
nahmsweiſe in unſerer Wochenſchau zu berückſichtigen; wir 
denken, unſere Leſer werden dies begreiflich ſinden, da wir vor 
Allem die Aufgabe haben, ſie mit dem bekannt zu machen, 
was fie zunächſt intereſſirt; jetzt, wo die Kammer geſchloſſen 
iſt, können wir jenen Vorgängen wieder einen größeren 
Raum gewähren. 


re . Aus allen Theilen des Landes gehen die er- 
derlichen. Rachrichen ein über die Art und Weiſe, wie die 
Mitglieder der Mehrheit des Abgeordnetenhauſes 
von. ihren Wählern empfangen worden ſind. Ueberall hat 
ſich die vellſte U. bereinſtimmung gezeigt mit der Haltung, 
welche die Major tät beobachtet hat, und die wenigen Stim⸗ 
men, wilde im entgegengefeßten Sinne laut werden, ver⸗ 
mögen nicht, gegen die Anſicht der ungeheueren Mehrheit des 
Volkes aufzukommen. 

Von den Herrenhausmitgliedern haben einige 
fünfzig eine Adreſſe an den König gerichtet, in der fie 15 
wenig Kenntniß der neueſten Vorgänge verrathen, daß ſie 
ſich in einem überſchwenglichen Lob der Konvention von 
Gaſtein ergehen, nachdem die Regierung felbft ſchon fo ſehr 
von der Meberzeugung durcht rungen iſt, jene Konvention fei 
nicht als ein Sieg preußiſcher Politik zu betrack ten, daß fie, 
wie von allen Seiten verſichert wird, daran denkt, dieſelbe zu 
löſen. — Auf die inneren Verhältniſſe 5 rühmen ſie 
die unbeirrte Durchführung der Rebrganiſation und ſchleu⸗ 
dern ſchwere Vorwürfe auf die Maſorität des Abgeordneten 
hauſes. Es ift zu beachten, daß dieſe Adreſſe nach dem 
Schluſſe des Landtages erlaffen worden iſt, daß alſo die Un- 
terzeichner nur als e ei ihre Privatanſicht 
dem Könige zu Füßen legen, auftreten. 

Die ede = Sbrrtribunalsbefhluffes vom 
29. Januar find jetzt veröffentlicht worden, doch betreffen 
e nur die Erhebung einer Anklage Kom den Ab. Frentzel, 
15 daß es faſt ſcheint, als ob die Anklage gegen den Abg. 
Tweſten zurückgewieſen worden wäre. Der Beſchluß 
lautet: „In der Anklageſache wider den Partikulier F. zu N., 
auf die Beſchwerde des königl. Obertribunals zu Inſterburg, 
haben die vereinigten Abtheilungen des Kriminal⸗Senats des 
königl. Obertribunals in der Sitzung vom 29. Januar 1866, 
nach erfolgter Erkiä ; ung des königl. General- Staatsanwalts, 
beſchloffen: daß der Beſchluß des Kriminal- Senats des königl. 
Appellationegerichts zu Inſterburg vom 3. Oktober 1865, in 
fo weit er die Anklage wegen Verleumdung, reſp. ver ⸗ 
leumderiſcher Beleidigung, zurückweiſt, aufzuheben und die 
Sache in dieſer Beziehung zur anderweitigen Beſchlußfaſſung 
an das gedachte königliche Appellationsgericht zurückzuweiſen.“ 
Die Anklage der Siaatsanwaltſchaft war auf Beleidigung 
des Regierungs⸗Präſidenten Maurach in Gumbinnen mit 

ezug auf feinen Beruf, reſp. auf Verleumdung und ver⸗ 
leumderiſche Beleidigung deſſelben gerichtet, die Frentzel durch 
feine Rede vom 2. Juni 1865 im Abgeordnetenhauſe (über 
den Brand des Regierungegnebäuded in Sale) herbeige · 
führt habe. Aus dem Beſchluß geht alſo hervor, daß die 
Anklage wegen Verleumdung, reſp. verleumderiſcher Beleidi⸗ 
gung zugelaſſen, u en die auf Amtabeleidigung ge 
richtete zurückgewieſen iſt. Der Beſchluß führt in dieſer 
Beziehung aus, daß durch den Artikel 84 der Verfaſſungs · 
urkunde Verleumdungen im Sinne des $ 156 des Strafge 
ſetzbuchs oder Beleidigung mit dem Charakter der Verleum⸗ 
dung im Sinne des Abl. 2 des § 102 nicht geſchützt find, 
da das Weſen dieſ er Vergehen gerade in der Behauptung 
oder Verbreitung unwahrer, dem Haſſe oder der Verachtung 
ausſetzender Thatſachen beruhe. Bei bloßen Beleidigungen 
oder in den Fallen des § 158, führt der Beſchluß weiter aus, 
in denen nach erbrachtem Beweis der Wahrheit noch die bloße 

eleidigung übrig bleibt, müßte der Art. 84 der Verf - Urk. 
mit voller Wirkung als einiretend erachtet und die gericht. 
liche Verfolgung als unzuläſſig erachtet werden, weil eine 
loße Beleidigung ohne verleumderiſchen Charakter noch aller- 
ings in die Kategorie von Meinungen falle. Die Gründe 
des Beſchluſſes unterſcheiden alſo zwiſchen Meinungen und 


Aeußerungen, indem er annimmt, daß man unter „Meinungen“ 
lediglich die Reſultate des Denkvermögens im Gegenſatz zur 
Behauptung und Verbreitung von Thatſachen verſtehe. 

Einige Tage ſah der politiſche Horizont ſehr kriegeriſch 
aus, man ſprach von einem bevorſtehenden Ultimatum, welches 
Preußen in der Her zogthümerfrage an Oeſterreich richten 
wolle, von der Mobilmachung mehrer Armeekorps u. ſ. f. 
Dieſe Gerüchte find jedoch verſtummt, ebenſo wie die Gerüchte 
über eine b:vorftehende Veränderung im Miniſterium. Unſere 
Anſichten über dieſe Kriegegerüchte haben wir unſeren Leſern 
in einem beſonderen Artie ß auseinandergeſetzt. 

Auch das Gerücht, daß Oeſterreich breit ſei, für die 
Summe von 40 Millionen Thalern fein Mitbefigerreht auf 
die Herzogthümer an Preußen zu verkaufen, iſt wieder auf⸗ 
getaucht, ohne jedoch beſondere Beachtung zu verdienen. 

Baden. Die Regierung hat dem Landtage ein ſehr frei⸗ 
finniges Preßgeſetz vorgelegt, und ebenſo hat fie ihre voll⸗ 
ſtändige Uebereinſtimmung mit einem Antrage des Abgeordneten 
Pagenſtecher auf Wahrung der Redeſreiheit der Ab⸗ 
geordneten erklärt. 

Oeſterreich. Die Hoffnungen auf einen Ausgleich mit 
Ungarn ſind in den letzten Tagen wieder etwas geringer 
geworden. Der Kaiſer weiſt in ſeiner Antwort auf die Adreſſe 
einen großen Theil der Forderungen, welche die Mehrheit des 
ungariſchen Landtages aufgeſtellt hat, zurück. Man wird 
wohl nicht ſehr weit von der Wahrheit entfernt fein, wenn 
man annimmt, daß der Hauptgrund dieſer Zurückweiſung in 
dem Umſtande zu ſuchen iſt, daß die Ungarn ſich weigern, 
einen Theil der öfterreichifchen Staatsſchuld zu übernehmen. — 
In Böhmen zeigen ſich die traurigen Folgen des Ueber ⸗ 
gewichtes, welches die neueſte öſterreichiſche innere Politik den 
Czechen eingeräumt hat. In mehreren kleinen Städten haben 
ſchon ſehr bedeutende Judenverfolgungen ſtattgefunden, welche 
durch Militär unterdrückt werden mußten, und wobei vielfach 
Verwundungen, ja ſogar Tödtungen vorkamen. Auch in 
Prag haben Unruhen flattgefunden, und war man dort einige 
Tage ſehr ängſtlich, daß es zu ernftlichen Ruheſtörungen 
i reich 35 

frankreich. In dem geſetzgebenden Körper haben die 
Adreß de batten zu ſehr ſüürmiſchen Scenen geführt. Der 
frühere Miniſter Thiers hat die innere und äußere Politik 
der Regierung ſehr ſcharf get Am folgenden Tage ſprach 
der Abgeordnete Glais Bizoin ſehr heftig gegen die Re⸗ 
gierung, und paffirte dabei der ſehr bemerkenswerthe Umſtand, 
daß er, während er von Mexiko ſprach, und ausführte, wie 
dort das Kaiſerreich nur zu Stande gekommen fei, weil es 
durch 40,000 Bajonette geſtützt worden, zur Ordnung gerufen 
wurde, weil der Präſident meinte, er ſpreche von Frankreich. 
Der Präſident muß alſo wohl der Anſicht geweſen ſein, man 
könne, wenn man von einem auf ſolche Weiſe errichteten 
Kaiſerthrone ſpreche, nur Frankreich meinen. 

Italien. Die Bevölkerung hat ſich entſchloſſen, auf eine 
ganz energiſche Weiſe an die Verbeſſerung der Finanzzuſtände 
des Reiches zu gehen. An allen Orten des Landes ſind Ko⸗ 
mité's zuſammengetreten, welche Sammlungen veranftalten, 
aus deren Erträgniß ein Theil der Staateſchuld angekauft 
und getilgt werden ſoll. Die Beiträge fließen ſehr reichlich; 
es haben einzelne Städte 1 und 2 Millionen Franken, 
einzelne Perſonen mehrere Hunderttauſend Franken ge⸗ 
zeichnet, und hofft man, daß die Sammlungen einen Ertrag 
von 300 — 400 Millionen Franken ergeben werden. 

Amerika. Der Präſident Johnſon erfüllt nicht ganz 
die Hoffnungen, welche man Anfangs auf ihn geſetzt hatte. 
Es zeigt ſich jetzt, wo er ſein Ziel, die Wiedervereinigung der 
Union, erreicht glaubt, daß er nicht mit der allgemein gewünjd- 


ten Energie die vollſtändige Gleichſtellung der Neger 
mit den Weißen betreiben will. Da in Amerika aber doch 
ſchließlich der Wille der Mehrheit des Volkes zur Geltung 
kommt, fo iſt dies nur eine Verzögerung, keine gänzliche 
Beſeitigung der vollſtändigen Sklaven⸗ Emanzipation. 

Wird es Krieg geben? 

Im Talmud, dem Geſetzkuche der Juden, kommt fol ⸗ 
gende Erzählung vor. Ein in guten Ve hältniſſen lebender 
Mann hört eines Abends vor ſeiner Hausthüre ein klägliches 
Gewimmer. Er öffnet und findet vor ſeinem Hauſe einen 
halberfrorenen und halbverhungerten Menſchen liegen. Mit⸗ 
leidigen Herzens hebt er den Erſtarrten auf, trägt ihn in fein 
Bett und giebt ihm warme Speiſe. Der ganz erſtarrte und 
vor Hunger zuſammengekrümmte Gaſt fängt fich ſchnell zu 
erholen an. Er reckt und dehnt ſich und wird immer größer 
und verſchlingt unglaubliche Mengen Speiſen, ſo daß für ſei⸗ 
nen Wohlthäter nichts übrig bleibt. Als dieſer ſich nun auch 
zu Bett legen will, da drängt ihn der Gaſt zum Belte hin⸗ 
aus, ſo daß er daneben auf dem Fußboden ſchlafen muß. 
Noch ſchlimmer wird es am andern Tage, ſo daß der Gaſt 
ſeinem Wirth nicht das geringſte Eſſen übrig läßt und ihm 
kaum in der kälteſten Ecke ein Plätzchen gönnt, wo er fich 
aufhalten darf. Da wird es ihm zu arg, er ergreift den 
Undankbaren bei den Schultern und will ihn aus dem Hauſe 
werfen. Der aber iſt viel ſtärker, er ſchlägt feinen Wohl ⸗ 
thäter zu Boden, bindet ihn mit deſſen eigenen Stricken und 
ruft ihm höhniſch zu: „Du Thor, glaubſt du mich ſo leicht 
wieder los zu werden, da du mich einmal eingelaſſen? Wiſſe! 
ich bin das Elend und ich werde nicht eher von dir gehen, als 
bis du jämmerlich dahin gegangen biſt.“ 5 

Gott ſei es geklagt, daß wir nicht viel klüger gehandelt 
haben, als der Mann im Talmud. Oeſterreich iſt ſteis das 
Elend Deutſchlands geweſen und hat von deſſen Marke ſeine 
Hausmacht genährt, daß ſie übermächtig und aus dem römiſch 
deutſchen Reich, wie Schiller den Pater im Wallenſtein ſagen 
läßt, ein römiſch deutſches Arm wurde. 

Friedrichs des Großen unermeßlicher Verdienſt um Deutſch⸗ 
land beſtand darin, daß er das Mebergewicht der öſterreichiſchen 
Hausmacht brach und Preußen als ebenbürtigen Nebenbuhler 
hinſtellte. Er that das nicht allein durch die Gewalt der 
Waffen, ſondern vorzugsweiſe durch die Förderung der zeitgemäßen 
Gedanken, deren entſchiedenſter Gegner Oeſterreich von Anfang 
an geweſen iſt. Spätere preußiſche Regierungen haben den 
freiheitlichen Beſtrebungen wieder den Rücken zugekehrt und 
naturnothwendig mußlen fie ſich daher dem großen Freiheits⸗ 
feinde Oeſterreich nähern. So iſt Oeſterreich durch feinen 
natürlichen Gegner unnatürlicher Weiſe in ſeiner alten Ge⸗ 
ſtalt erhalten worden. In den letzten beiden vierziger Jahren, 
als die unendlich verſchiedenen Theile, aus denen es zuſammen⸗ 
geſetzt iſt, ſich wider das alle erdrückende Joch 1 da 
hatte es Preußen in der Hand, ihm den Gnadenſtoß zu ver- 
ſetzen. Er wurde nicht geführt, vielmehr ſah die damalige 
Regierung ruhig zu, wie Rußland den niedergeworfenen Des⸗ 
potiemus neu aufrichten half. 

Kaum war Oeſterreich wieder erſtanden, jo war es Preu- 
gen, das feine neu erſtarkte Macht zu fühlen kekam. Der Name 
Olmütz wird ewig ein Name der Schmach bleiben, welcher 
eines jeden ehrlichen Preußen Wangen erröthen läßt. Da 
wurde Preußen gezwungen, ſeine deutſchen Pläne gänzlich 
aufzugeben, Kurheſſen dem Willen feines Fürſten und Schles⸗ 
wig⸗Holſtein der Vergewaltigung Dänemarks zu überlaſſen. 
Unier Vaterland war von einem Großſtgat zu der 
Bedeutung eines Mittelftantes, wie etwa Baiern, 


herabgeſunken. Neun Jahre dauerte dieſer trübe Zuſtand. 
Als aber dann ein liberales Regiment an das preußisch 
Staatsruder kam, da war der erdruͤckende Bann bes öfterreie 
chiſchen an mit einem Male abgeſchüttelt. Preußen 
fand wieder Beachtung bei den andern Völkern, man drängte 
ſich, fein Verbündeter zu werden. Indeß die Freude aller 
Vaterlandsfreunde war von kurzer Dauer. Ueber die ſoge⸗ 
nannte Armmeereorganiſation brach zwiſchen der Regierung 
und der Volksvertretung Streit aus. Die liberalen Miniſter 
wurden verdrängt und das Miniſterium Bismarck übernahm 
die Führung der Geſchäfte. 

Anfänglich ſchien es, als ob Graf Bismarck den alten 
Grundfatz fridericianiſcher Politik begriffen hätte: „alles wider, 
aber nichts mit Oeſterreich.“ Er erklärte dem öſterreichiſchen 
Geſandten, wenn man ſo ſagen darf, aus heiler Haut: 
Oeſterreich ſolle den Schwerpunkt ſeiner Macht nach Peft 
verlegen und die deutſchen Angelegenheiten Preußen über⸗ 
laſſen. Indeß dieſes große Wort blieb eben nur ein Wort. 
Es hatte nicht die geringfte Folge. Als es zum Kriege mit 
Dänemark kam, da wäre es an der Zeit geweſen, jenen Aus- 
ſpruch zur Geltung zu bringen. Was geſchah ſtatt deſſen? 
Mit Oeſterreich ging man in dieſen Krieg und 
Deutſchland wurde von demſelben fern gehalten. 
An den Folgen dieſer Handlung, welche aus der 
der Freiheit abgewandten Stellung des Mini- 
ſteriums Bismarck hervorging, hat dieſes noch 
heute zu leiden. Oeſterreich iſt in Holſtein für 
unſere Regierung der wahre Gaſt des Talmud 
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e unangenehm die Lage iſt, dafür hat Graf Bismarck 
ſelbſt den ſprechendſten Beweis gelte. A im ren 
hauſe über die Erwerbung Lauenburgs durch die Krone ver- 
handelt wurde, da rief er der Mehrheit deſſelben zu: „So 
ſprechen Sie ſich doch über die ſchleswig⸗holſtei⸗ 
niſche Frage aus, geben Sie doch der Regierung 
einen Rath über die Politik, welche ſie in dieſer 
Sache befolgen foll”. Es mag wohl mancher im 
Saale ſich verwundert gefragt haben: „Sft das noch der 
Herr von Bismarck von 18642“ — Damals hat das Abge- 
ordnetenhaus die Regierung ſo dringend als möglich gewarnt: 
nicht gegen, ſondern mit der deutſchen Bewegung 
in den däniſchen Krieg zu gehen. Jetzt, nachdem 
dieſer aufrichtig gemeinte und, wie der Nichterfolg des Ge⸗ 
einen bewieſen hat, auch kluge Rath in den Wind ge⸗ 
chlagen wurde, da iſt guter Rath freilich theuer. Nicht das 
Abgeordnetenhaus, ſondern das Miniſterium hat den Gaft 
des Talmud in Holſtein eingelaſſen und es ſcheint faft, als 
ob es kein anderes Mittel als das letzte Mittel der Könige, 
die Kanonen, gäbe, um ihn hinauszuwerfen. 

Freilich iſt es uns nicht unbekannt, daß Gerüchte über 
eine andere Löſung im Umlauf find. Sie gehen dahin, daß 
das Miniſterium durch den Verkauf des Saarbrückener-Kohlen⸗ 
lagers, auf welches Louis Napoleon ein großes Gelüſt hat, 
an eine franzöſiſche Geſellſchaft ſich einerfeits die Unterſtützung 
Frankreichs, andererſeits die Geldmittel zur Abfindung Oeſter⸗ 
reichs erwerben wolle. Wit glauben aber dieſen Gerüchten 
nicht. Wir halten eine ſolche That für unmöglich. 

Wird es nun alſo Krieg geben? . 

Lieber Leſer, wir wiſſen es nicht, aber wir können nicht 
daran glauben. Eine Regierung welche Krieg führen 
will, muß, wenn auch nicht die öffentliche Meinung der 
Welt, doch wenigſtens die des eigenen Volkes hinter 
ſich haben. 
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